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8. Ausgabe



Mit einer Gedenktafel soll an sei-
ne Arbeit für die Stadt Frankfurt 
(Oder) erinnert werden. 
Die Finanzierung soll mit Spen-
den erfolgen. Bitte tragen auch 
Sie dazu bei.

In schweren Zeiten hat Fritz 
Krause die Kirche St. Marien vor 
dem Abriss bewahrt. Mit seinem 
Engagement wurde die Konzert-
halle saniert und das Kabarett 
„Die Oderhähne“ über die Wende-
zeit gerettet. 

Bitte überweisen Sie Ihre Spende 
auf das folgende Konto der Stadt 
Frankfurt (Oder):

Sparkasse Oder-Spree
IBAN DE 42 1705 5050 1700 1004 
98    BIC WELADED1LOS
Überweisungszweck: Gedenkta-
fel Fritz Krause

Mit Unterstützung Jürgen 
Fritsch, AfD  

Die AfD-Fraktion Frankfurt (Oder) 
setzt sich entschlossen für die 
Ehrung von Fritz Krause ein, des-
sen Verdienste um unsere Stadt 
nicht hoch genug geschätzt 
werden können. Als Oberbürger-
meister hat er gezeigt, was Mut 
und Entschlossenheit bewirken 
können. Ohne seinen Einsatz wä-
ren die historische Kirche und die 
wertvollen Bleifenster, die über 
Jahrhunderte erhalten geblieben 
sind, heute nicht mehr Teil unse-
res kulturellen Erbes.
Fritz Krause steht für Verant-
wortung, Engagement und die 
Bewahrung unserer Traditionen  
und Werte, die Frankfurt (Oder) 
prägen. Sein Vermächtnis ist ein 
bedeutender Beitrag zur Identi-
tät unserer Stadt. Doch die ab-
lehnende Haltung von SPD und 

CDU gegenüber einer würdigen 
Gedenktafel zeigt einmal mehr, 
wie sehr sich diese Parteien von 
den Bürgern entfremdet haben.
Wir lassen es nicht zu, dass kul-
turelle Errungenschaften und die 
Verdienste großer Persönlichkei-
ten in Vergessenheit geraten. Mit 
der Gedenktafel für Fritz Krause 
setzen wir ein starkes Zeichen 
für den Erhalt unserer Geschich-
te und gegen das Vergessen. Die 
AfD steht an der Seite der Bürger, 
wenn es um den Schutz unserer 
kulturellen Wurzeln geht.
Wir begrüßen die Gründung einer 
Arbeitsgemeinschaft zur Umset-
zung der Gedenktafel und werden 
uns aktiv daran beteiligen. Denn 
nur durch gemeinsames Enga-
gement können wir sicherstellen, 
dass das Vermächtnis von Fritz 
Krause in unserer Stadt lebendig 
bleibt.

Frankfurt (Oder) braucht diese 
Erinnerung – nicht nur als Zei-
chen des Respekts, sondern 
auch als Ansporn, unsere kultu-
relle Identität weiterhin mutig zu 
bewahren.

Spende für den beliebtesten Bürgermeister Frankfurts
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Staatssekretär Dr. Edgar Franke: 
Comirnaty (BioNTech) ohne Nut-
zen!

Auf eine parlamentarische Anfra-
ge des Bundestagsabgeordne-
ten Roger Beckamp (AfD), ob der 
Bundesregierung wissenschaftli-
che Studien zur Wirksamkeit der 
mRNA-Impfung Comirnaty von Bi-
oNTech/Pfizer vorliegen würden, 
die den Nutzen der Substanz be-
legen, antwortete Staatssekretär 
Dr. Edgar Franke am 30.08.2023 
wie folgt: (Die Anfrage von Roger 
Beckamp zur Zulassungsstudie 
finden Sie im Wortlaut online auf 
den Seiten des Bundestages.) 

[Deutscher Bundestag, Drucksa-
che 20/8183 (Frage 71, Seite 53)
Deutscher Bundestag - 20. Wahl-
periode Drucksache 20/8183 Fra-
ge 71 v. 01.09.2023]
 „Nach Kenntnis der Bundesre-
gierung erfüllt allein die klini-
sche Prüfung mit der Kennung 
C4591001, die als wesentliche 
(„pivotale“) Zulassungsstudie für 
Comirnaty (BNT162b2) diente, 
die Kriterien einer placebokon-
trollierten, randomisierten, ver-
blindeten Studie. Bis zum Zeit-
punkt der Entblindung der Studie 
war ein statistisch signifikanter 
Unterschied in der Gesamtmor-
talität zwischen der Gruppe der 
mit dem Impfstoffkandidaten 
geimpften Personen und der 

Gruppe der Placebo geimpften 
Personen wissenschaftlich nicht 
feststellbar. Dies war auch nicht 
zu erwarten. Trotz der großen An-
zahl von Studienteilnehmenden 
(21.720 Probanden in der Impf-
gruppe und 21.728 Probanden in 
der Placebogruppe) ist die Stu-
die aus wissenschaftlicher Sicht 
nicht ausgelegt, um einen Unter-
schied in den Todesraten … zwi-
schen Impfgruppe und Placebo-
gruppe statistisch signifikant zu 
belegen. …“

Diese Aussage von Staatssekre-
tär Dr. Franke bestätigt von offi-
zieller Stelle, dass die mRNA-In-
jektionen für Millionen Menschen, 
die den Zulassungsbehörden, 

Tödliche Impfschäden - Täter sollen haften
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dem Paul-Ehrlich-Institut (PEI), 
der EMA, dem RKI sowie der 
Politik vertrauten, tatsächlich 
nutzlos waren. Die Aussage wird 
zudem durch den geleakten 
Impfstoff-Vertrag der Europäi-
schen Kommission mit Südafrika 
bestätigt. Darin hatte Pfizer ein-
geräumt, dass sie nicht wissen 
„ob und wie die Substanz wirke“. 
Die EU-Kommission hatte sich 
geweigert, auf parlamentarische 
Anfrage die geheimen Impfstoff-
verträge offen zu legen. 

In Corona-Prozessen gegen Ärz-
te, die diese Substanzen aus 
Gewissensgründen nicht ver-
abreichen wollten und dennoch 
Impfbescheinigungen aus-
stellten, beziehen sich Rich-
ter in ihrer Urteilsbegründung 
bis heute auf die Zulassung der 
mRNA-Substanzen durch Fach-

gremien und die Studien, die an-
geblich zeigen sollen, dass die 
Vorteile der Impfungen überwie-
gen würden. Der Datenanalyst 
Tom Lausen hatte im Dezember 
2022 die KBV-Daten ausgewertet 
und herausgefunden, dass seit 
Beginn der mRNA-Impfungen 
plötzlich und unerwartete To-
desfälle je nach Diagnose-Code 
um 250 bis 1.700 % angestiegen 
waren. Auch Krebserkrankungen 
hatten um mehrere 100 % zuge-
nommen sowie Fehlgeburten um 
ca. 1.700 % [www.youtube.com/
watch?v=qfB6ZFUgIEk]. 

Das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) 
hatte bereits im Herbst 2021 die 
Veröffentlichung der gemeldeten 
Verdachtsfälle auf Impf-Kompli-
kationen eingestellt, sie intern je-
doch weiter erfasst. Erst am 28. 
November 2024 veröffentlichte 

das PEI eine Liste mit knapp 1 
Million Verdachtsfällen von teils 
schwersten Impf-Nebenwirkun-
gen und 1.446 Todesfällen (der 
Hauke-Verlag berichtete). Die 
Dunkelziffer liegt erfahrungs-
gemäß um ein Vielfaches höher. 
Warum das PEI die Impfungen 
nicht rechtzeitig stoppte und bis 
heute nicht gestoppt hat, kann 
nur als Mittäterschaft gewertet 
werden. 

Die Verantwortlichen gehören 
vor Gericht gestellt. Vorerst je-
doch wurde  Herrn Cichutek, dem 
damaligen Präsidenten des PEI, 
am 18.01.2024 vom Bundespräsi-
denten Steinmeier das Bundes-
verdienstkreuz verliehen.

Frankfurter Freigeister – Frankfurt (Oder) – folgt uns 

auf Telegramm:  Frankfurter Freigeister - Info-Kanal  – 

V.i.S.d.P. Ivo Otto, Frankfurt (Oder)
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Kandidat der AfD zur BTW 2025
Rainer GALLA wurde von den 
Parteimitgliedern in Frankfurt 
(Oder) und Oder-Spree zum Di-
rektkandidaten der Alternative 
für Deutschland im Wahlkreis 63 
(Frankfurt (Oder) / Oder-Spree) 
zur Bundestagswahl 2025 ge-
wählt: Rainer GALLA, geboren 
1961 in Gelsenkirchen, zunächst 
Polizeivollzugsbeamter im mitt-
leren und dann im gehobenen 
Dienst, zunächst in Nordrhein-
Westfalen und dann in Bayern. 
Parallel zum Polizeidienst absol-
vierte er ein Studium der Rechts-
wissenschaften, das er 1997 mit 
dem I. Staatsexamen abschloss. 
Nach Referendariat und II. 
Staatsexamen war er als Rechts-
anwalt tätig, auch als Fachanwalt 
für Strafrecht. 

Vor seiner jetzigen Tätigkeit war 
er bei der Regierung von Ober-
bayern und dort bei der Zentra-
len Ausländerbehörde beschäf-
tigt. Seit dem 01.01.2019 ist er als 
Rechtsassessor für die Fraktion 
der AfD im Deutschen Bundes-
tag beschäftigt. GALLA ist ver-
heiratet und lebt mit seiner Ehe-
frau Kathi MUXEL in Grünheide 
(Spree); aus seiner ersten Ehe 
hat er drei erwachsene Kinder.

In die AfD war er Anfang 2020 
eingetreten. Seit Oktober 2020 
ist er Schriftführer und Justiziar 
im Vorstand des KV Oder-Spree. 
GALLA ist Vorsitzender des Lan-
desfachausschusses 5 (Innere 

Sicherheit, Justiz, Datenschutz); 
in dieser Funktion ist er Mitglied 
der Landesprogrammkommis-
sion, GALLA ist weiter Vorsitzen-
der des Bundesfachausschus-
ses 5 (gleicher Zuschnitt wie 
der LFA) und in dieser Funktion 
auch Mitglieder der Bundespro-
grammkommission. Zeitweilig 
war GALLA im Vorstand des LV 
Brandenburg kooptiert und dort 
nach dem Weggang von Roman 
REUSCH auch Justiziar des Lan-
desverbandes.

Beinahe wäre GALLA der erste 
Landrat der AfD in Deutschland 
geworden. Bei dem ersten Wahl-
gang zur Wahl des Landrates im 
Kreis Oder-Spree 2023 schnitt er 
als bester Bewerbe ab. In der an-
schließenden Stichwahl unterlag 
er mit 47,6 Prozent der Stimmen 
nur knapp dem jetzigen Amtsin-
haber.

Als Schwerpunkt seiner partei-
politischen Arbeit nennt GALLA 
– naturgemäß – die Innere Sicher-
heit und die Justiz. Im Bereich des 
letztgenannten Schwerpunkts 
möchte GALLA die programma-
tische Arbeit von REUSCH fort-
setzen und die Vorgaben aus dem 
Grundsatzprogramm umsetzen: 
Entpolitisierung der Justiz, Stär-
kung der Unabhängigkeit der 
Gerichte, Abschaffung der Wei-
sungsgebundenheit der Staats-
anwaltschaft, aber auch als neu-
es Phänomen die Bekämpfung 
von Parallelgesellschaften mit 
einer nicht mit der freiheitlich-

demokratischen Grundordnung 
vereinbarungsfähigen Parallel-
justiz. Im Bereich der Inneren 
Sicherheit sagt GALLA der or-
ganisierten und banden- sowie 
clanstrukturierten Kriminalität 
den Kampf an. Jugend- und Aus-
länderkriminalität müssen ideo-
logiefrei angegangen werden. Es 
darf keine Zonen, aus denen sich 
der Staat aufgrund der faktischen 
„Herrschaft der Straße“ (sog. „NO-
GO-AREAS“) zurückzieht, geben.

Innerparteilich wünscht sich 
GALLA ein stärkeres Zusammen-
gehen der Verbände Frankfurt 
(Oder) und Oder-Spree. Allein 
schon die geografische Nähe 
ließe eine vertiefte Kooperation 
und erweiterte Zusammenarbeit 
wünschenswert erscheinen. Ge-
meinsame Veranstaltungen so-
wie gegenseitige Einladungen 
könnten zu einer verbandsüber-
greifenden Parteiarbeit führen, 
die der gemeinsamen Zielerrei-
chung förderlich sein könnten.

Zu seinen Erfolgsaussichten bei 
der anstehenden Bundestags-
wahl meint GALLA: „Wahlprog-
nosen haben den Nachteil, dass 
sie einem nicht helfen, wenn der 
Wähler sich anders entscheidet. 
Ich bin aber sehr zuversichtlich, 
dass wir zusammen mit einem 
engagierten Wahlkampf und 
überzeugenden Argumenten „das 
Ding rocken können“. Schreiben 
wir Geschichte – holen wir ge-
meinsam das Direktmandat!“
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Für was steht die CDU und die SED 2.0 Altparteien
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Ich hatt einen Kameraden

www.youtube.com/watch?v=ln3VvTZh8jo
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Die reinste Form des Wahnsinns ist es, alles beim Al-
ten zu lassen und gleichzeitig zu hoffen, dass sich et-
was ändert.                                                                       Albert Einstein



www.afd-ffo.de/journal/

Hier geht es 
zu den 

letzten 
Ausgaben
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Unsere Zeitungen im Überblick



Jeder Landkreis und jede kreis-
freie Stadt müssen selbst han-
deln. Bisher hat nur die Feuer-
wehr den Bedarf angemeldet, 
aber bei der Stadt Frankfurt 
(Oder) kein Gehör gefunden. So 
eine Brandmeldeanlage kostet 
eben Geld der Oberbürgermeister 
gibt das Geld lieber für Denkmä-
ler aus. 

Wir als AfD werden uns dafür ein-
setzen, dass im nächsten Haus-
haltsentwurf Mittel für die Gerä-
tehäuser einzuplanen sind.  Ziel: 
Pro Jahr mindestens eine Brand-
meldeanlage in einem der Gerä-
tehäuser nachzurüsten. Bei den 
anstehenden Neubauten - z. B. 
im Ortsteil Booßen – wird gleich 
beim Bau des Gerätehauses eine 
Brandmeldeanlage eingebaut.
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SKANDAL in Frankfurt (Oder)

Feuerwehren in Frankfurt (Oder) 
haben aus Kostengründen keine 
Brandmeldeanlagen.

Die Anfrage (kleine Anfrage 
129) unseres AfD-Landtagsab-
geordneten Wilko Möller unter 
der Landtagsdrucksache 8/219 
„Brandmeldeanlagen in Feuer-
wehrgerätehäusern“ ergab, dass 
keine Brandmeldeanlagen in den 
Feuerwehrgerätehäusern der 
Stadt Frankfurt (Oder) vorhanden 
sind. Nicht einmal die hauptamt-
liche Feuerwache (Sitz der sog. 
Berufsfeuerwehr) verfügt über 
eine Brandmeldeanlage. 
Hintergrund: In den letzten Jah-
ren brannten immer wieder 
Feuerwehrgerätehäuser der 
Freiwilligen Feuerwehr und Be-
rufsfeuerwehr mit Millionenschä-
den ab. 

Das größte Schadensereignis 
der letzten Jahre passierte im 
Bundesland Hessen. Dort wurde 
im Oktober 2024 der Feuerwehr-
stützpunkt Stadtallendorf kom-
plett durch Feuereinwirkung zer-
stört. Der Schaden belief sich auf 
ca. 24 Mio. Euro. Eine Brandmel-
deanlage fehlte. 

Auch in Frankfurt (Oder) fehlen 
diese Brandmeldeanlagen – so-
gar bei der Hauptwache der sog. 
Berufsfeuerwehr. Die Geräte-
häuser der Freiwilligen Feuer-
wehr stehen ebenfalls „nackt“ 
da. Rosengarten wird gerade ge-
baut und eine Brandmeldeanla-
ge ist nicht vorgesehen. Grund: 
Das Land Brandenburg fühlt sich 
nicht zuständig und hält die jet-
zige Regelung für ausreichend. 
Die Rechtslage empfiehlt nur den 
Einbau einer Brandmeldeanlage. 
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